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und Wiesbaden, Nletzsdiestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung der Vermögensteuer im Verhältnis 
zwischen dem Bundesgebiet und Berlin (West) 
für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Besteuerung unbeschränkt Steuerpflich- 
tiger mit Vermögen im Bundesgebiet 
und in Berlin (West) 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Ver- 
mögen im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
w'^erden im Gebiet des Wohnsitzes (gewöhn- 
lichen Aulenthalts) oder der Gcschäftslcitung 
(des Sitzes) mit dem im an eieren Gebiet lie- 
genden Vermögen der in § 77 Abs. 2 Ziff. 1 
bis 3 des Bewertungsgesetzes genannten Art 
nicht zur Vermögensteuer herangezogen. Als 
anderes Gebiet im Sinn dieses Gesetzes gilt 

1. bei Steuerpflichtigen mit W^oimsitz (ge- 
wöhnlichen Aufenthalt) oder Geschäftslei- 
tung (Sitz) im Bundesgebiet: 

das Gebiet von Berlin (West), 

2. bei Steuerpflichtigen mit Wohnsitz (ge- 
wöhnlichem Aufenthalt) oder Geschäftslei- 
tung (Sitz) in Berlin (West): 

das Bundesgebiet. 

(2) Bei gewerblichen Betrieben, die Betrieb- 
stätten im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
haben, gilt als im anderen Gebiet liegend der 
Teil des Betriebsvermögens, der sidi nach § 4 
ergibt. 

(3) Schulden und Lasten, die in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang mit dem im anderen 
Gebiet liegenden Vermögen stehen, sind bei 
der Veranlagung im Gebiet des Wohnsitzes 
(gewöhnlichen Aufenthalts) oder der Ge- 
schäftsicitLing (des Sitzes) nicht abzuziehen. 

(4) Auf Antrag sind Schulden und Lasten 
im Sinn des Absatzes 3, die sich bei einer im 
anderen Gebiet vorzunehmenden Sonder- 
besteucrung (§ 2) nicht auswirken., bei der 
Besteuerung durch das Wohnsitz- (Geschafts- 
leitungs-) Finanzamt zu berücksichtigen. Das 
gleiche gilt für ein Minusvermögen, das sich 
bei der Feststellung des Einheits wertes eines 
gewerblichen Betriebs ergeben hat. 


§ 2 


Sonderbesteuerung 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige werden 
mit dem nach § 1 im Gebiet des Wohnsitzes 
(gewöhnlichen Aufenthalts) oder der Ge- 
schäftsleitung (des Sitzes) nicht heranzuzie- 
henden Vermögen im anderen Gebiet geson- 
dert zur Vermögensteuer herangezogen (Son- 
derbesteuerung). 

(2) Schulden und Lasten sind abzuziehen, 
soweit sie mit dem der Sonderbestcuerung un- 
terliegenden Vermögen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. 

(3) Auf Antrag sind Schulden und Lasten, 
die sich bei der Fieranziehung durch das 
Wohnsitz- (Geschäftsleitungs-) Finanzamt 
nicht auswirken, bei der Sonderbesteuerung zu 
berücksichtigen. Das gleiche gilt für ein Mi- 
nusvermögen, das sich bei der Feststellung des 
Einheitswertes eines gewerblichen Betriebs er- 
geben hat. 


(4) Die Sonderbesteuerung ist von dem Fi- 
nanzamt vorzunehmen, in dessen Bezirk der 
wertvollste Teil des nach Absatz 1 gesondert 
zur Vermögensteuer heranzuziehenden Ver- 
mögens liegt. 


§ 3 

Doppelter Wohnsitz, 

Sitz in Berlin (West) 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die sowohl einen 
Wohnsitz im Bundesgebiet als auch in Berlin 
(West) haben, gilt als Ort des Wohnsitzes im 
Sinn dieses Gesetzes der Ort, an dem sich der 
Steuerpflichtige vorwiegend aufhält. 

(2) Als Sitz in Berlin (West) im Sinn dieses 
Gesetzes gilt ein Sitz in Berlin. Ein Unterneh- 
men, das zwar seinen Sitz in Berlin, aber seine 
Geschäftsleitung im Inland außerhalb des 
Bundesgebietes und außerhalb von Berlin 
(West) hat, gilt jedoch nicht als Unternehmen 
mit Sitz in Berlin (West) im Sinn dieses Ge- 
setzes, 
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§ 4 


Aufteilung des Betriebsvermögens 

(1) Bei gewerblichen Betrieben, die Betrieb- 
stätten im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
haben, ist das Betriebsvermögen in dem Ver- 
hältnis auf das Bundesgebiet und auf Berlin 
(West) aufzutcilen, in dem der Wert der im 
Bundesgebiet liegenden Betriebsgrundstücke, 
Betriebsvorrichtungen, Mascliinen und sonsti- 
gen abnutzbaren körperlichen Wirtschafts- 
güter des Anlagevermögens zu dem Wert der 
In Berlin (West) liegenden Wirtschaftsgütcr 
dieser Art steht. 

(2) Eine Aufteilung wird nicht vorgenom ■ 
men, wenn der Teil des Einheitswertes, der 
auf ein Gebiet entfallen würde, nicht mehr als 
5000 Deutsche Mark beträgt. In diesen Fällen 
wird der Steuerpflichtige mit dem ganzen Be- 
triebsvermögen in dem Gebiet zur Vermögen 
Steuer herangezogen, in dem der wertvollste 
Teil Hegt. 

(3) Über die Aufteilung nach Absatz 1 ent- 
scheidet das Betriebsfinanzamt zugleich mit 
der Feststellung des Einheitswertes des ge- 
werblichen Betriebs. Die Vorschriften dc^ 
§§ 215 bis 219 der Reichsabgabenordnung gel- 
ten sinngemäß. 


§ 5 


Mindestbesteucrung, Besteuerungsgrenzc 

Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Kapital- 
gesellschaften, bei denen nach § 6 Abs. 1 des 
Vermögensteuergesetzes das Mindestvermögen 
der Besteuerung zugrunde gelegt wird, sowie 
bei den übrigen unbeschränkt steuerpflichtigen 
Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, deren Gesamt vermögen 
10 000 Deutsche Mark nicht übersteigt, gilt 
das Vermögen als nur in dem Gebiet liegend, 
in dem sich die Geschäftsleitung (Sitz) be- 
findet. 


§ 6 

Freibeträge 

Freibeträge sind bei der Besteuerung durch 
das Wohnsitzfinanzamt zu berücksichtigen. 
Soweit sich dabei Freibeträge nicht voll aus- 
wirken, sind sie auf Antrag im Rahmen der 
Sonderbesteuerung zu berücksichtigen. 


§ 7 


Feststellung der Einheitsv/erte der ge- 
werblichen Betriebe auf den 1. Januar 1950 


(1) Der Einheitswert von gewerblichen Be - 
trieben, die am 1. Januar 1950 Betriebstätten 
im Bundesgebiet und in Berlin (West) hatten. 


ist auf diesen Stichtag ohne Rücksicht auf die 
für eine Wertfortschreibung maßgebenden 
Wertgrenzen fortzuschreiben und unter Be- 
achtung der Vorschriften der §§ 4 und 5 auf- 
zutcilen. 

(2) Die §§ 4 und 5 sind auch bei Nach- 
feststellungen zu beaditen. 

§ 8 

Heranziehung zur Vermögensteuer 
ab 1. Januar 1950 

(1) Unbeschränkt Steuerpflichtige sind nach 
dem Vermögen, das sich für den Beginn des 
1. Januar 1950 ergibt, unter Beachtung der 
Vorschriften der §§ 1 bis 6 ohne Rücksicht 
auf die für eine Neuveranlagung maßgeben- 
den Wertgrenzen zur Vermögensteuer heran- 
zuziehen, wenn ihnen auf den 1. Januar 1950 
oder für die Vermögenstcuer 1949 Vermögen 
im Bundesgebiet und in Berlin (West) zuzu- 
rechnen war. 

(2) Die §§ 1 bis 6 sind auch bei Nachver- 
anlagungcn auf den 1. Januar 1950 zu be- 
achten. 


§ 9 

Feststellung der Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe auf den 1. Januar 1951 

(1) Wird bei einem gewerblichen Betrieb, 
der am 1. Januar 1951 Betriebstätten im Bun- 
desgebiet und in Berlin (West) hatte, auf die- 
sen Stichtag eine Wertfortschreibung oder eine 
Nachfeststellung des Einheitsw^ertes vorge- 
nommen, so sind bei der Aufteilung die Vor- 
schriften der §§ 4 und 5 anzuwenden. 

(2) Hat sich bei einem gewerblichen Be- 
trieb, der am 1. Januar 1951 Betriebstätten im 
Bundesgebiet und in Berlin (West) hatte, bis 
zu diesem Stichtag der Bestand an Betriebs- 
grundstücken Im Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) geändert, so sind eine Wertfortschrei- 
bung und eine Aufteilung auch dann vorzu- 
nehmen, wenn die maßgebenden Wertgrenzen 
für eine Wertfortschreibung nicht überschrit- 
ten sind. Bei der Aufteilung sind die Vor- 
schriften der §§ 4 und 5 zu beachten. 

(3) Hat ein gewerblicher Betrieb, auf den 
die Vorschriften des § 7 Anwendung gefun- 
den haben, am 1. Januar 1951 Vermögen nur 
noch im Bundesgebiet oder nur noch in Ber- 
lin (West), so ist die auf den 1. Januar 1950 
nach § 4 vorgenommene Aufteilung mit Wir- 
kung für den 1. Januar 1951 auch dann auf- 
zuheben, wenn die Voraussetzungen für eine 
Wertfortschreibung (Absätze 1 und 2) nicht 
gegeben sind. 
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S 10 

Heranziehung zur Vcrmögcnstcuer 
ab 1. Januar 1951 

Unbeschränkt Steuerpflichtige mit Vermö- 
gen im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
sind nach dem Vermögen, das sich für den 
Beginn des 1. Januar 1951 ergibt, unter Be- 
achtung der Vorschriften der §§ 1 bis 6 zur 
Vermögensteuer heranzuziehen 

1. bei Wohnsitz (gewöhnlichem Aufenthalt) 
oder Geschäftsleitung (Sitz) in Berlin (West) 

a) durch das Wohnsitz- (Gcschäftslcitungs-) 
Finanzamt In Berlin (West) in jedem 
Falle, 

b) durch das für eine Sonderbesteucrung 
zuständige Finanzamt im Bundesgebiet 
ohne Rüdisicht auf die für eine Ncuver- 
anlagung maßgebenden Wertgrenzen, 
wenn der Wert des der Sonderbesteu- 
erung unterliegenden Vermögens von 
dem Wert des Vermögens, das sich für 
den Beginn des 1. Januar 1950 ergibt, 
abweicht oder wenn eine Nachveranla- 
gung vorzunehmen ist; 

2. bei Wohnsitz (gewöhnlichem Aufenthalt) 
oder Geschäftsleitung (Sitz) im Bundesge- 
biet 

a) durch das Wohnsitz- (Geschäftsleltungs-) 
Finanzamt im Bundesgebiet' ohne Rück- 
sicht auf die für eine Neuvcranlagung 
maßgebenden Wertgrenzen, wenn der 
Wert des durch das Wohnsitz- (Gc- 
schäftsleitungs-) Finanzamt heranzuzle 
henden Vermögens von dem Wert des 
Vermögens, das sich für den Beginn des 
1. Januar 1950 ergibt, abweicht oder 
wenn eine Nachveranlagung vorzunch- 
men ist, 

b) durch das für eine Sonderbesteuerung in 
Berlin (West) zuständige Finanzamt in 
jedem Falle. 


§ 11 

Sonderregelung für 1949 

(1) Bei einer im Bundesgebiet vorzunehmen- 
den Veranlagung von unbeschränkt Steuer- 
pflichtigen mit Vermögen im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) finden für 1949 die Vor- 
schriften der §§ 1 bis 6 mit folgenden Abwei- 
chungen Anwendung: 

1. Haben Wirtschaftsgüter der im § 77 Abs. 2 
ZIff. 6 des Bewertungsgesetzes genannten 
Art der Vermögensteuer 1949 in Berlin 
(West) unterlegen, so sind diese Wirtschafts- 
güter nicht zur Vermögensteuer 1949 im 
Bundesgebiet heranzuziehen. 


2. § 1 Abs. 4, § 2 Abs. 3 sowie § 6 Satz 2 sind 

nicht anzuwenden. 

(2) Durch das nach § 2 Abs. 4 zuständige 
Finanzamt in Berlin (West) können bei un- 
beschränkt Steuerpflichtigen mit Wohnsitz im 
Bundesgebiet auch die in Berlin (West) be- 
logenen Wirtschaftsgüter der im § 77 Abs. 2 
Ziff. 6 des Bewertungsgesetzes genannten Art 
zur Vermögenstcuer 1949 herangezogen wer- 
den. Mit dieser Maßgabe verbleibt es für die 
in Berlin (West) für 1949 zu zahlende Ver- 
mögensteuer bei den Vorschriften des Arti- 
kels I § 1 des Ersten Gesetzes über die Neu- 
ordnung der Vermögensbesteuerung in Berlin 
vom 29. Dezember 1950 (Verordnungsblatt 
für Berlin I 1951 S. 26). Eine Neufestsetzung 
der Vermögensteuer für 1949 lediglich im 
Fiinblick auf die Vorschriften dieses Gesetzes 
findet in Berlin nicht statt. 

(3) Bei gewerblichen Betrieben, die ihre Ge- 
schäftsleitung in Berlin (West) und Betneb- 
stätten Im Bundesgebiet haben, ist der auf das 
Bundesgebiet entfallende Teil des Betriebsver- 
mögens abweichend von § 4 durch das nach 
§ 2 Abs. 4 zuständige Finanzamt festzustellen. 
Die Vorschriften der §§ 215 bis 219 der 
Reichsabgabenordnung gelten sinngemäß. 


§ 12 


Besteuerung unbeschränkt Steuerpflichtiger 
mit Vermögen nur im anderen Gebiet 


Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten ent- 
sprechend auch für unbeschränkt Steuerpflich- 
tige mit Vermögen nur im anderen Gebiet 
(§ 1 Abs. 1 Satz 2). 


§ 13 

Besteuerung beschränkt Steuerpflichti- 
ger mit Vermögen im Bundesgebiet 
und In Berlin (West) 

(1) Steuerpflichtige, die im Bundesgebiet 
oder In Berlin (West) weder ihren Wohnsitz 
(Geschäftslcitung) noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt (Sitz) haben, werden zur Vermö- 
gensteuer herangezogen 

1. mit ihrem Inlandsvermögen (§77 des ße- 
wertungsgesetzes) im Bundesgebiet durch 
das nach § 73a Abs. 5 Satz 1 und Abs. 6 
Satz 2 der Rcichsabgabenordnung zustän- 
dige Finanzamt Im Bundesgebiet, 

2. mit ihrem Inlandsvermögen (§ 77 des Be- 
wertungsgesetzes) in Berlin (West) durch 
das nach § 73a Abs. 5 Satz 1 ur.d Abs. 6 
Satz 2 der Rcichsabgabenordnung zustän- 
dige Finanzamt in Berlin (West). 
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(2) Für die Beurteilung, ob ein Wirtschafts- 
ut sich im Bundesgebiet oder in Berlin (West) 
efindet, ist maßgebend 

1 . in den Fällen des § 77 Abs. 2 Zif f . 1 bis 3 
des Bewertungsgesetzes die Belegenheit des 
Wfrtsdiaftsgutes, bei Betriebsvermögen un- 
ter entspreoiender Anwendung des § 4 des 
Gesetzes, 

2. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 4 des 
Bewertimgsgesetzes der Ort, an dem das in- 
ländische Buch oder Register geführt wird, 
in das die Urheberrediite eingetragen sind, 

3. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff., 5 des 
Bewertungsgesetzes die Belegenheit der dem 
inländischen gewerblichen Betrieb überlasse- 
nen Wirtschaftsgüter, 

4. in den Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 6 des 
Bewertungsgesetzes die Belegenheit des der 
Sicherung dienenden ^J{^irtschaftsgutes, bei 
Schiffen der Ort, an -dem das Schiffsregister 
geführt wird, in das die Schiffe eingetra- 
gen sind, 

5. in tlen Fällen des § 77 Abs. 2 Ziff. 7 des 
Bewertungsgesetzes der Ort der GesAäfts- 
leitung des Unternehmens, an dem die Be- 
teiligung besteht. 

(3) Schulden und Lasten, die mit dem In- 
landsvermögen im Bundesgebiet in Wirtschaft- v 
lichem Zusammenhang stehen, dürfen nicht bei 
dem Inlandsvermögen in Berlin (West), Schul- 
den und Lasten, die mit dem Inlands vermögen 


in Berlin (West) in wirtschaftlidiem* Zusam- 
menhang stehen, nicht bei dem Inlandsver- 
mögen im Bundesgebiet abgezogen werden. 

(4) Auf Antrag sind Schulden und Lasten 
im Sinn des Absatzes 3, die sich bei der Be- 
steuerung im Bundesgebiet nicht auswirken, 
bei der Besteuerung in Berlin (West), Schulden 
und Lasten, die sich bei der Besteuerung in 
Berlin (West) nicht auswirken, bei der Be- 
steuerung im Bundesgebiet zu berücksichtigen. 

S 14 

Anzuwendendes Recht 

Die unter dieses Gesetz fallenden Steuer- 
pflichtigen sind zur Vcrmögcnstcucr nach den 
Vorschriften heranzuziehen, die in dem Ge- 
biet gelten, in dem das für die Besteuerung 
zuständige Finanzamt liegt. 

S 15 

Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald das 
Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes in 
Berlin bcsoiließt. 


S 16 

, Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Allgemein 

Die Vermögensbesteuerung für die Zeit ab 
1. Januar 1949 ist in Berlin (West) anders 
geregelt als im Bundesgebiet. ^ 

- Das Gesetz über die Vermögensteuerverän- 
laguhgj^ür die Zeit ab 1. Januar 1949 und die 
Vermögensteuer für das zweite Kalenderhalb- 
jahr 1948 vom 3. Juni 1949 (WiGBl. S. 83) 
und die entsprechenden Landesgesetze für die 
französische Besatzung«z:one CM-dnen für das 
Bundesgebiet eine allgemeine Veranlagung der 


Vermögensteuer für die Jahre 1949 bis 1951 
nach dem Vermögensstand vom 21. Juni 1948 
an. Für Berlin (West) ist dagegen durch das 
Erste Gesetz über die Neuordnung der Ver- 
mögensbesteuerung in Berlin vom 29. Dezem- 
ber 1950 (Verordnungsblatt für Berlin 1951 
'Teil I S. 26) für das Kalenderjahr 1949 be- 
reits eine endrältige Regelung getroffen wor- 
den. Hiernach ist in^ Rahmen einer Über- 
gangsregelung die Vermögensteuer für 1949 
— ähnlich der im Bundesgebiet für das zweite 
Kalenderhalhjahr 1948 getroffenen Regelung 



— im allgemeinen mit den Beträgen abgegol- 
ten worden, die vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes vom 29. Dezember 1950 als Vorauszah- 
lungen für diesen Zeitraum zu entriditen wa- 
ren, v Die Vorauszahlungen für 1949 waren 
aber in Berlin noch nach den durch die Kon- 
trollratsgesetzgebung ab 1946 eingeführten 
hohen Steuersätzen und unter Berücksichti- 
gung eines Freibetrages von einheitlich nur 
10 000 DM zu entriditen. Im Bundesgebiet 
gelten dagegen bereits ab *1949 der niedrigere 
Steuersatz von 7,5 v. T. und zusätzlich Frei- 
btträge für Ehefrau, Kinder und Erwerbs- 
behinderte. 

Für die Jahre 1950 und 1951 sind in dem 
erwähnten Berliner Gesetz zwar nur Vor- 
schriften über die Bemessung von Vermögen- 
steuer-Vorauszahlungen * getroffen worden. 
Aber auch diese Vorschriften gehen, aufbau- 
end auf die in Berlin (West) maßgebende 
Kontrollratsgesetzgebung, von Rechtsgrundla- 
gen aus, die von denen des Bundesgebiets ab- 
weichen. Für das Jahr 1950 werden die Steuer- 
sätze des Kontrollratsgesetzes und der ein- 
heitlichp Freibetrag von 10 000 DM beibehal- 
ten. Für das Jahr 1951 ist erstmalig der im 
Bundesgebiet geltende Steuersatz von 7,5 v.T. 
vorgesehen, dagegen soll die soziale Staffelung 
der Freibeträge nach dem Gesetz Nr. 64 auch 
für 1951 noch nicht übernommen werden. 

Im Bundesgebiet findet für Zwecke der Ver- 
mögensbesteuerung auf den 21. Juni 1948 eine 
Hauptfeststellung der Einheitswerte der ge- 
werblichen Betriebe statt. In Berlin (West) 
findet aber — ebenfalls nach dem Ersten Ge- 
setz über die Neuordnung der Vermögen- 
besteuerung — eine Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte für die wirtschaftlichen Einheiten 
des Betriebsvermögens erst auf den Stichtag- 

1. April 1949 statt. Der Stichtag 1. April 1^49 
- ist durch die besonderen Währungsverhältnisse 
in Berlin bedingt. Er ist in Berlin (West) auch 
Stichtag für die DM-Eröffnungsbilanz (Ber- 
liner D-Mark-Bilanzgesetz vom 12. August 
.1950, Verordnungsblatt für Berlin 1950 Teil I 
S. 329). Vom 26. (nicht 21.) Juni 1948 bis 
zum 31- März 4949 bestancl in Berlin eine 
Doppelwährung von Ostmark und Westmark. 
Vom 4* April 1949 ab ist die DM- West allei- 
niges gültiges Zahlungsmittel. 

Die Unterschiede auf dem Gebiet der Ver- 
mögensbesteuerung im Bundesgebiet und in 
Berlin (West) beziehen sich hiernach insbeson- 
dere ' 

1. auf die unterschiedliche Währungsgesetzge- 
bung, 

2. auf die abweichenden Vorschriften über de;n 

Stichtag für die Aufstellung ^iner Eröff- 
nungsbilanz in Deutscher Mark, 


3. auf den maßgebenden Stichtag der Vermö- 
gensermittlung bei der Hauptveranlagung 

und insbesondere bei der Hauptfeststellung, 

4. auf den maßgebenden Steuersatz und, 

5. auf die Höhe der Freibeträge. 

Diese unterschiedlichen gesetzlichen Grund- 
lagen haben in den Fällen, in denen sich das 
steuerpflichtige Vermögen sowohl auf das 
Bundesgebiet als auch auf Berlin (West) er- 
streckt, teilweise zu Steuerforderungen der Fi- 
nanzämter des Bundesgebietes oder der Ber- 
liner Finanzämter gegenüber den SteueDptlich- 
tigen geführt, die von den Steuerpflichtigen 
mangels einer Rechtsgrundlage nicht anerkannt 
wurdep. Die Finanzämter im Bundesgebiet 
einerseits und in Berlin (West) andererseits 
sind bemüht gewesen, das in ihrem Gebiet ge- 
legene Vermögen zu erfassen. Eine Rechts- 
grundlage dafür bestand nicht. Die unter- 
sAiedliche/^ Regelung der Vermögensteuer 
führte ,dazu, daß das Vermögen in Berlin mit 
höheren Steuersätzen und unter Gewährung 
eines geringeren Freibetrages herangezogeif 
wurde als im Bundesgebiet. Hierdurch fühlten 
sich die Steuerpflichtigen beschwert. Auch die 
Tatsadbie, daß überschießende Freibeträge und 
Schulden im anderen Gebiet sich nicht auswir- 
ken konnten, führte zu Beschwerden. Eine 
Klarstellung. der Rechtslage ist deshalb erfor- 
derlich.. Die im Entwurf vorgesehene Rege- 
lung, die wegen ihrer materiell-rechtlichen Be ^ 
deutung als Gesetz ergehen muß, zieht nur die 
Konsequenzen ;.aus einem nachträglich infolge 
der besonderen staatsrechtlichen Verhältnisse, 
vor allem in Berlin (West), nicht mehr zu än- 
dernden rechtlichen Tatbestand. Sie stellt eine 
einmalige abschließende Maßnahme für die 
rückliegenden^Jahre dar. Vom Jahr 1952 ab 
soll das Recht der Vermögenbesteuerung ein- 
heitlich sein. Es soll dann im Verhältnis zwi- 
schen dem Bundesgebiet und Berlin (West) der 
unter den Ländern des Bundesgebiets für die 
Vermögensteuer schön bisher geltende Grund- 
satz maßgebend sein, daß die, Steuer ohne 
Zerlegung dort endgültig vereinnahmt wird, 
wo der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz, ge- 
wöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder seine Ge- 
schäftsleitung hat. 

,Der wrliegende Entwurf ist das Ergebnis 
eingehender Verhandlungen mit den obersten 
Finanzbehörden Berlins und der Länder, deren 
^ aus.schließliches Ziel es war, unter Zurückstel- 
lung von haushaltsm^igen Überlegungen eine 
verwaltungsmäßig möglichst einfache Lösung 
zu finden, die auch zugleich den Belangen der 
Steuerpflichtigen hinsiditlich einer glei^mäßi- 
gen Gesetzesanwendung gerecht wird. 

Der naheliegende Gedanke, das Vermögen 
nur am Wohnsitz usw,, und zwar nach dem 
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für dieses Gebiet maßgebenden Vermögen-^ 
steuerredit heranzuziehen, auch wenn es ganz 
oder zum Teil im anderen Gebiet liegt, schei- 
tert an den unterschiedlichen Belastungen des 
Vermögens, die neben der Vermögenstcucr be- 
stehen. Das in Berlin liegende Vermögen ist 
bisher von der Soforthilfeabgabe nicht erfaßt 
worden. Audi die Vermögensabgabe des. La- 
stenausgleichs soll für die ersten drei Jahre 
für dieses Vermögen nicht erhoben werden 
(§ 80 -Abs. 2 des Entwurfs des Lastenaus- 
glcidisgesetzes). Statt dessen sind in Berlin 
andere Abgaben erhoben worden (Baunotab- 
gabe, Notabgabe vom Betriebsvermögen). Es 
ist nidit möglidi, für die Jahre 1949 bis 1951 
das im Bundesgebiet liegende und das in Ber- 
lin (West) liegende Vermögen bei der Ver- 
mögensbesteuerung einheitlich zu behandeln. 
Deshalb sind bei der Vermögensabgabe des 
L.astenausgleichs gesonderte Abgabeschulden 
und Jahresgrundbeträge für das Vermögen 
im Bundesgebiet und in Berlin (West) vor- 
gesehen (§ 76 des Entwurfs des Lastenaus- 
gleichsgesetzes). Für die Verteilung des Ver- 
mögens gelten die besonderen Regeln der §§ 72 
und 73. Ähnliche Folgerungen zieht der vor- 
liegende Entwurf auf dem Gebiete der Ver- 
mögensteuer, 

Ein einfacher Weg, die Vermögensbesteu- 
erung im Verhältnis zwischen dem Bundesge- 
biet und Berlin (West) durchzuführen, wäre, 
die Vorschriften über die beschränkte Ver- 
mögensteuerpflicht anzuwenden. Eine solche 
Regelung würde jedoch hinsichtlich der An- 
rechnung von Schulden und Freibeträgen zu 
zahlreichen unbilligen Härten in der Besteu- 
erung^ führen, die im Verein mit Bedenken, 
die sich aus allgemeinen staatspolitischen und 
wirtschaftlichen Gründen ergeben, eine unein- 
geschränkte Anwendung der Bestimmungen 
über die beschränkte Vermögensteuerpflicht 
nicht als zweckmäßig erscheinen lassen. 

Der Vorschlag, in Anlehnung an die für 
den Hauptveranlagungszeitraum 1 946/1948 
getroffehe Regelung der interzonalen^ Besteu- 
erung nur eine Zerlegung der anteiligen Ver- 
mögensteuer vorzunehmen, hat sich infolge der 
bereits erwähnten unterschiedlichen Rechts- 
grundlagen als äußerst kompliziert und da- 
her als undurchführbar erwiesen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schlägt einen 
Mittelweg zwischen den vorstehend erörterten 
Lösungsvorschlägen ein, bei dem für die Her- 
anziehung zur Vermögensteuer zwar in An- 
lehnung an die Vorschriften über die be- 
schränkte Vermögensteuerpflicht das Vermö- 
gen itn Bundesgebiet und in Berlin (West) ge- 
sondert nach den örtlich geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen herangezogen wird, trotzdem 
aber die Möglichkeit einer übergebietlichen 


Anrechnung von Schulden und Freibeträgen, 
soweit sie sich bei einer Veranlagung im Bun- 
desgebiet oder in Berlin (West) nicht voll aus- 
wirken (Überhangschulden und Überhangfrei- 
beträge), geschaffen wird. Bei der Einheits- 
bewertung des Betriebsvermögens soll die 
alleinige Zuständigkeit des jeweiligen Be- 
triebsfinanzamts für das Bundesgebiet und 
Berlin (West) bestehen bleiben und, wenn er- 
forderlich, nur eine Aufteilung des Betriebs- 
vermögens stattfinden. 

Die getrennte Heranziehung vchi Vermö- 
genswerten im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) soll sich nur auf das land- und forst- 
wirtschafdichc Vermögen, das Grundvermö- 
gen und das Betriebsvermögen (§ 77 Abs. 2 
Ziff. 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes) nicht 
auch auf die anderen zum Inländsvermögen 
zu rechnenden Wirtschaftsgüter (§ 77 Abs. 2 
Ziff, 4 bis 7) erstrecken. 

Der Entwurf, der gemeinsam mit Vertre- 
tern des Senators für Finanzen in Berlin aus- 
gearbeitet wurde, ist so gefaßt, daß das Ge- 
"^setz gleichlautend im Bundesgebiet und in 
Berlin (West) gelten kann. Das Gesetz soll als 
Bundesgesetz ergehen und von Berlin (West) 
auf Grund des § 14 übernommen werden. 

m 

Im einzelnen 

2uSl: 

Die Vorschriften des § 1 regeln die Auftei- 
lung des steuerpflichtigen Vermögens "auf das 
Bundesgebiet und auf Berlin (West) bei un- 
beschränkt Steuerpflichtigen, die Vermögen in 
beickn Gebieten haben. Es wird der Begriff 
des „anderen Gebiets*' geschaffen, der immer 
dasjenige Gebiet ist, in dem sich Wohnsitz, 
Auienmalt, Geschäftsleitung und Sitz nicht 
befinden. Bel der Heranziehung in dem Gebiet 
des Wchnsitzes usw. bleibt das im anderen 
^ Gebiet liegende land- und forstwirtschaftliche 
Vermögen, Grundvermögen und Betriebsyer- 
mögen außer Ansatz. Dieses ausgenothmene 
Vermögen wird im anderen Gebiet einer Son- 
derbesteucrung (§ 2) unterworfen. 

Wegen der Aufteilung des Betriebsvermö- 
gens (Abs. 2) vgl. Begründung zu § 4. 

Der Grundsatz des § 74 Abs. ^ BewG, daß 
Schulden und Lasten nicht abzugsfähig sind, 
soweit sie in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit nicht steuerbaren Wirtschaftsgütern ste- 
hen, muß auch gegenüber den Wirtschafts- 
gütem des anderen Gebiets gelten (Abs. 3). Es 
kann aber sein, daß Schulden und Lasten, die 
auf das andere Gebiet entfallen, höher sind 
als die in diesem Gebiet liegenden Wirtschafts- 
güter. Der Steuerpflichtige würde bena^teiligt 
werden, wenn er diesen Schuldenüberhang 


7 



nicht von seinem Vermögen im Gebiet des 
Wohnsitzes usw. abziehen dürfte. Deshalb soll 
ihm dieser Abzug ermögluht werden (Abs. 4). 
In gleicher Weise soll verfahren werden, wenn 
sich ein negatives Betriebsvermögen ergibt. 

Zu § 2: 

§ 2 enthält die dem § 1 entsprechende Re- 
gelung für die Sonderbest^uerung des im an- 
deren Gebiet liegenden land- und forstwirt- 
sdiaftlichen Vermögens, Grundvermögens und 
Betriebsvermögens. Auch bei der Sonderbesteu- 
erung werden Schulden und Lasten in der 
Regel nur insoweit berücksichtigt, als sie mit 
dem der Sonderbesteuerung unterliegenden 
Vermögen in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen. Auf Antrag werden jedoch die Über- 
hangschulden, die sich ggf. bei der Erfassung 
am Wohnsitz usw. ergeben, berücksichtigt. 

Zu § 3: 

§ 3 regelt die Zuständigkeit bei doppeltem 
Wohnsitz. Eine entsprechende Vorschrift auch 
für dopp>elten Sitz erscheint entbehrlich, da 
bei doppeltem Sitz immer eine Geschäftslei- 
tung vorhanden und deren Ort maßgebend 
sein muß. 

Die Vorschriften des Absatzes 2 sind wegen 
der Teilung Berlins erforderlich. Sie entspre- 
chen der Regelung, wie sie im § 7a des Gesetz- 
entwurfs über einen Allgemeinen Lastenaus- 
gleich vorgesehen ist. 

Zu § 4: 

Der Einheitswert eines gewerblichen Be- 
triebs wird von dem nach § 72 der Reichs- 
abgabenordnung örtlich zuständigen Betriebs- 
finanzamt festgestellt. Der Einheitswert um- 
faßt das gesamte Betriebsvermögen unabhän- 
gig davon, ob es auf das Bundesgebiet oder 
auf Berlin (West) entfällt. Liegt die wirt- 
schaftliche Einheit eines Betriebs ganz im 
Bundesgebiet oder ganz in Berlin (West), 
kommt" eine Aufteilung nach § 4 nicht in Be- 
tracht, Der Betrieb ist dann dort heranzu- 
ziehen, wo er liegt. Eine Aufteilung ist nur 
notwendig bei gewerblicheil Betrieben, die Be- 
triebstätten im Bundesgebiet und In Berlin 
(West) haben. Die Aufteilung soll in Über- 
elnstimmung^it der in § 73 des Gesetzent- 
wurfs über einen Allgemeinen Lastenausgleich 
vorgesehenen Regelung durch eine Verhältnis- 
rechnung vorgenommen werden, die so einfach 
wie möglich gehalten ist. Entfällt auf ein Ge- 
biet ein Anteil von weniger als 5000 DM, so 
soll auf die Aufteilung verzichtet und das 
ganze Betriebsvermögen in dem Gebiet zur 
Vermög^nsteuer herangezogen werden, in dem 
der wertvollste Teil Hegt. Wegen einer Beson- 
derheit für 1949 vgl. § 11 Abs. 3. 


Zu § 5: 

Durch § 5 wird klargestellt, daß in den 
Fällen der Mindestbesteuerung (§ 6 Abs. 1 
VStG) eine Aufteilung des Betriebsvermögens 
nicht in Betracht kommt. Es bleibt vielmehr 
ohne Rücksicht darauf, ob sich das Betriebs- 
vermögen sowohl auf das Bundesgebiet als 
audr-auf Berlin (West) erstreckt, allein das 
Geschäftsleitungsfinanzamt zuständig, das die 
Vermögensbesteuerung nach den für sein Ge- 
biet maßgebenden Vorschriften dürchzuführen 
hat. Entsprechendes gilt für die kleinen sonsti- 
gen Körperschaften, bei denen die Besteu- 
erungsgrenze des § 6 Abs. 2 VStG von 10 000 
D-Mark anzuwenden ist. Durch die Vorschrift 
in § 5 wird zugleich sichergestellt, daß die 
Besteuerungsgrenze nur einmal, d. h. nicht et- 
wa bei den nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes aufgeteilten Vermögen zu beachten ist. 

Zu § 6: 

Freibeträge nach § 6 des Vermögensteuer- 
gesetzes werden bei der Wohnsitz Veranlagung 
nach dem maßgebenden Familienstand ge- 
währt. Bei der Sonderbesteuerung (§ 2) sind 
dagegen In der Regel Freibeträge nicht zu be- 
rüAsichtigen. Nur die Oberhangfreibeträge, 
die sich aus einer Wohnsitzveranlagung er- 
geben, werden auf Antrag bei der Sonder- 
besteuerung zum Abzug zugelassen. 

Zu § 7; 

Für das Bundesgebiet und für Berlin (West) 
kann erst für die Zeit ab 1. Januar 1950 eine 
gemeinsame Regelung ohne weiteres getroffen 
werden, weil der 1. Januar 1950 der früheste 
einheitliche Zeitpunkt für eine Feststellung der 
Einheitswerte der gewerblichen Betriebe im 
Bundesgebiet und In Berlin (West) ist. 

§ 7 ordnet deshalb an, daß bei allen ge- 
werblichen Betrieben, die am 1. Januar 1950 
Betriebsstätten in beiden Gebieten hatten, 
Wertfortschreiburigen der Einheitswerte der 
gewerblichen Betriebe ohne Rücksicht auf 
W ertf ort schreibüngsgrenzen durchzuf ühren 
und daß dabei und bei Nachfeststellungen die 
Aufteilungsvorschriften der §§ 4 und 5 zu 
beachten sind. 

Zu § 8: 

§ 8 stellt die dem § 7 entsprechende Re- 
gelung für die Heranziehung zur Vermögen- 
Steuer dar. Es sind demnach alle Steuerpflich- 
tigen, denen auf den 1. Januar' 1950 oder für 
die Vermögensteuer 1949 Im Bundesgebiet und 
in Berlin (West) Vermögen zuzurechnen ist, 
ohne Rücksicht auf die für eine Neuveranla- 
gung bestehenden Wertgrenzen zur Vermö- 
gensteüer unter Beachtung der Vorschriften 
der §§ l bis 6 des Entwurfs heranzuziehen. 
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Zu § 9: 

Ist bei einem gewerblichen Betrieb auf den 
1. Januar 1951 infolge einer Erhöhufig oder' 
Verminderung des Betriebsvermögens eine 
Wertfortsdireibung oder ist eine Nadifeststel- 
lung notwendig geworden, so ist nadi § 9 
Abs. 1 bei Vorliegen der besonderen Voraus- 
setzungen — Betriebsstätten im Bundesgebiet 
und in Berlin (West) — auch erneut eine Auf- 
teilung nadi § 4 vorzunehmen. Wegen der 
Auswirkung auf die Vermögensteiler siehe zu 
^ 10 . 

Abweichend - von diesen Regelfällen ordnet 
§ 9 Abs. 2 die Fortschreibung und die Auftei- 
lung auch dann an, wenn sich der Bestand an 
Betriebsgrundstücken geändert hat. Diese Vor- 
schrift soll z. B. Platz greifen, wenn ein Be- 
trieb umfangreiche Verlagerungen zwischen 
dem Bundesgebiet und Berlin (West) vorge- 
nommen hat, ohne daß sich der Einheitswert 
des Betriebs im ganzen so erhöht oder er- 
mäßigt hat, daß § 9 Abs. 1 Anwendung finden 
könnte. 

Durch § 9 Abs. 3 sollen die Fälle erfaßt 
werden, in denen, ohne daß eine Wertfort- 
schreibung oder Aufteilung nach § 9 Abs. 1 
oder 2 in Betracht kommt, ab 1. Januar 1951 
erstmalig nur noch in einem Gebiet, also im 
Bundesgebiet oder in Berlin (West), Betriebs- 
stätten vorhanden sind. 

Zu § 10: 

In Berlin (West) muß auf den 1. Januar 1951 
in jedem Fall eine Neuveranlagung der Ver- 
mögensteuer stattfinden, da von diesem Zeit- 
punkt ab der Steuersatz In Berlin (West) erst- 
malig 7,5 V. T. beträgt. Im Bundesgebiet soll 
dagegen eine Neuveranlagung nur stattfinden, 
wenn sich das Vermögen geändert hat, und 
zwar ohne Rücksicht auf Wertgrenzen, Da- 
durch sollen Härten ausgeschaltet werden, wie 
sie sich aus folgendem Beispiel ergeben: 

1. 1. 1950 

Gesamt vermögen: , 

Bundesgebiet 100 000 DM 
„ Berlin (West) 20 000 DM 

1. 1. 1950 

Durch Verrnögensverlagerung (nicht durch 
neue Vermögensbildung)- ergibt sich folgendes 
Verhältnis: 

Gesamtvermögen : 

Bundesgebiet 80 000 DM 

„ * Berlin (West) 40 000 DM 

In Berlin (West) wird das höhere Vermö- 
gen In jedem Fall erfaßt. Für das Bundesgebiet 
ist die Wertgrenze von einem Fünftel nicht 


überschritten. Nach § 10 ist in diesem Fall 
trotzdem im Bundesgebiet eine Neuveranla- 
gung vorzunehmen. 

Zu § 11; 

Die für den 1. Januar 1950 getroffene Re- 
gelung (vgl. §§ 7 und 8) einer beiderseitigen 
Heranziehung in\ Bundesgebiet und in Berlin 
(West) ist wegen der im allgemeinen Teil 
dargestellten besonderen Berliner Verhältnisse 
für 1949 nicht ohne weiteres anwendbar. In 
Berlin (West) finden für 1949 keine Veran- 
lagungen und keine Feststellungen von Tin- 
heitswerten für das Betriebsvermögen statt. Es 
machen sich deswegen einige ergänzende Vor- 
schriften erforderlich. 

Nach der Berliner Regelung ist von Steuer- 
pflichtigen mit Wohnsitz im Bundesgebiet für 
1949 neben dem Vermögen der im § 77 Abs. 2 
Ziff. 1 bis 3 genannten Art auch das Im § 77 
Abs. 2 Ziff. 6 des Bewertungsgesetzes genannte 
Vermögen (dinglich gesicherte Forderungen auf 
Berliner Grundbesitz) in Berlin zur Besteu- 
erung herangezogen worden. § 11 Abs. 1 Zif- 
fer 1 und Abs. 2 wollen das bestätigen und 
vermeiden, daß bei einer im Bundesgebiet vor- 
zunehmenden Wohnsitzveranlagung Wirt- 
schaftsgüter der im § 77 Abs. 2 Ziff. 6 des 
Bewertungsgesetzes genannten Art nochmals 
der Vermögensteuer unterworfen werden. 

Da in Berlin (West) für 1949 keine Veran- 
lagung stattfindet, können Überhangfreibe- 
träge und Überhangschulden weder In Berlin 
(West) noch Im Bundesgebiet berücksichtigt 
werden (§11 Abs. 1 Ziff. 2). Soweit sich dar- 
aus im Einzelfall besonders unbillige Härten 
ergeben, wird eine Ermäßigung der Vermö- 
gensteuer im Billigkeitswege nach § 131 der 
Reichsabgabenordnung bewilligt werden müs- 
sen, ohne daß es möglich ist, hierfür allge- 
meine Regeln aufzustellen. 

Berliner Finanzämter können die Auftei- 
lung des Betriebsvermögens nach § 4 für 1949 
nicht durchfuhren. Deshalb muß in Fällen, in 
denen Berliner Gewerbebetriebe auf das Bun- 
desgebiet übergreifen, eine selbständige Er- 
mittlung des Wertes der im Bundesgebiet lie- 
genden Teile des Betriebsvermögens vor- 
gesehen werden. Bei den Vorauszahlungen für 
1949 ist in Berlin das auf das Bundesgebiet 
entfallende Vermögen nicht erfaßt worden. 
Ohne die Vorschrift des § 11 Abs. 3 würde es 
also überhaupt nicht herangezogen werden, so- 
weit gewerbliche Betriebe Betriebsstätten im 
Bundesgebiet haben. Die Berliner Finanzämter 
werden bei der Ermittlung des auf das Bun- 
desgebiet entfallenden Anteils am Betriebsver- 
mögen Amtshilfe leisten müssen. 
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Zu § 12: 

Es ersdieiiu zwcAmäßig, ausdrücklich klar- 
zustelleii, daß die Fälle, ln denen das gesamte 
Vermögen im anderen Gebiet — d. h. alsp 
nicht ln dem Gebiet, für das das Wohnsitz- 
finanzamt zuständig ist, — Hegt, grundsätz- 
lidi ebenso zu behandeln sind wie die Fälle, 
in denen nur Teile des Vermögens im anderen 
Gebiet liegen. 

' \ 

Zu § 13: 

Bei beschränkt Steuerpfliditigen ist das auf 
das Bundesgebiet und auf Berlin (West) ent- 
fallende Inlandsvermögen getrennt heranzu- 
ziehen. Es soll aber auch hier die Möglichkeit 
gegeben werden, 'Überhangschulden abzu- 
zielsien. 


Zuständig ist nach § 73a Abs. 5 Satz 1 und 
Abs. 6 Satz 2 der Reichsabgabenordnung im 
Bundesgebiet'und in Berlin (West) das Finanz- 
amt, in dessen Bezirk sich Vermögen befindet, 
und, wenn dies für mehrere Finanzämter zu- 
trifft, in dessen Bezirk sich der wertvollste 
Teil des Vermögens befindet. 

Zu § 14; 

§ 14 will in Anbetracht der für die Vermö- 
gensteuer bestehenden Unterschiede klarstel- 
Icn, daß in jedem Gebiet (jeweils das ,dort 
geltende Recht anzuwenden ist. 
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Anlage 2 


A b s V li rill 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 4. Juli 1952 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug aui das Schreiben vom 20. juni 1932 — 6 - 52 202 - 
1513''52 — beehre ich mich mitzuteilcn, daß der Bundesrat in seiner 
88. Sitzung am 4. Juli 1952 gemäß Art. 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
bcsdilossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung 
der Verniögcnsteuer im Verhältnis zwischen 
dein Bundesgebiet und Berlin (West) 
für die Kalender(alire 1949 bis 1951 


eine Neufassung des § 15 vorzusdilagcn: 

.§ 15 

Erstreckung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 5 12 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin iin Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Übcrlcitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (BGBl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin.“ 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

In Übereinstimmung mit der Bundesregierung ist der Bundesrat der 
Auffassung, daß cs sich um ein Zustiinmungsgesetz handelt. 


Kopf 




11 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu dem Entwurf 
eines Gesetzes über die Erhebung der Vermögensteuer im Ver- 
hältnis zwischen dem Bundesgebiet und Berlin (West) für die 
Kalenderjahre 1949 bis 1951. 


Dem Bundesrat ist darin zuzustimmen, daß die bisher vorgesehene 
Fassung des § 15 (Berlinklausel) überholt ist, nachdem inzwischen 
das Dritte Überleitungsgesetz auch im Lande Berlin in Kraft ge- 
treten ist. Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung bestehen 
keine Bedenken. Es wird jedoch zu erwägen sein, ob nicht § 15 ganz 
entbehrt werden kann, da sich die Geltung im Lande Berlin schon 
aus § 12 des Dritten Überlcitungsgesetzes ergibt und insofern die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung nur eine bereits geltende 
Rechtslage zum Ausdruck bringt. 
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